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Haus & Grund Worms-Alzey informiert zum Thema: 

Energie: PV am Balkon  
2 3 . 0 0 2  

- viele Mieter wünschen sich eine Photovoltaikanlage am Balkon ihrer Wohnung - 
 
 
1. Aufgabenstellung: 
Mieter, deren Wohnung mit einem Balkon ausgestattet ist, stellen zunehmend Anfragen zur Durchfüh-
rung baulicher Veränderungen dergestalt, dass sie auf eigene Kosten und auf eigene Rechnung an 
dem Balkon der gemieteten Wohnung eine Photovoltaikanlage errichten wollen. Hierbei stellt sich nun 
die Frage, unter welchen Voraussetzungen eine solche Veränderung möglich ist. Hat der Mieter einen 
Anspruch? Muss der Vermieter zustimmen? Wie regelt man das vertraglich bei der Bereitschaft zur 
Ergänzung des Mietvertrages? Dieses Infoblatt soll Antworten auf verschiedene Fragen liefern und 
eine Entscheidungshilfe darstellen. 
 
 
2. Vertragliche Regelung: 
Viele Mietverträge regeln die Voraussetzungen für die Berechtigung zur Durchführung baulicher Ver-
änderungen durch Vermieter und Mieter. Der nachfolgende Text betrifft den aktuellen Mietvertrag für 
Wohnräume des Haus & Grund Worms - Alzey und trägt derzeit folgenden Wortlaut (Auszug): 
 

 
 
Der Vertrag regelt die eigenmächtigen Veränderungen ohne Zustimmung des Mieters sowie die Ver-
änderungen mit Zustimmung. 
 
 
 
3. Entscheidungsgrundlagen: 
Der Einbau einer Photovoltaikanlage erfordert bauliche Veränderungen im Bereich der Gebäudesub-
stanz, da nicht nur die Halterungen für die PV-Panels auf dem Dach oder an der Fassade angebracht 
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werden müssen, sondern auch Elektroleitungen zum Zählerschrank verlegt werden müssen und der 
Zähler ergänzt werden muss. 
 
Zudem muss berücksichtigt werden, dass aus Gründen der Gleichbehandlung bei der Erteilung der 
Genehmigung zugunsten eines Mieters auch andere Mieter die Erteilung dieser Genehmigung als 
gebundene Entscheidung (Ermessensreduktion auf Null) verlangen können. 
 
Probleme kann es dann geben, wenn ein Mieter bei Beendigung des Mietverhältnisses den Rückbau 
nicht vornehmen lässt. Das Interesse wird grundsätzlich daran bestehen, an den Nachfolgemieter 
diese Anlage verkaufen zu wollen. Dagegen könnte die Vermieterin keine Einwendung erheben, denn 
wenn dem Mieter A1 die Erlaubnis erteilt worden ist, so müsste sie auch dem Nachfolgemieter A2 
erteilt werden. 
 
Eine Absicherung der Rückbaus durch eine zusätzliche Kaution wäre zwar nach gesetzlichen Grund-
lagen möglich. Zu hinterfragen wäre die Leistungsfähigkeit des Mieters. 
 
 
4. Rechtsprechung: 
Meine Recherche nach aktueller Rechtsprechung ergab eine Fundstelle. Es gibt eine Entscheidung 
des AG Stuttgart vom 30. März 2021 zur Az. 37 C 2283/20. In jenem Verfahren wurde die Klage der 
Vermieterin gegen den Mieter auf Beseitigung einer ohne Genehmigung installierten Photovoltaikan-
lage abgewiesen. Das Amtsgericht hat dabei insbesondere auf die Rechtsprechung zur Installation 
einer Satellitenschüssel Bezug genommen (da ging es um die Abgrenzung von Grundrechten, nämlich  
Informationsfreiheit des Mieters sowie der aus dem Eigentum des Vermieters folgenden Rechtspositi-
on). Wenn der Mieter einen Anspruch auf Einbau hat, ist es dem Vermieter gemäß § 242 BGB ver-
wehrt, den Rückbau verlangen zu können. Aus Art. 20a GG resultiere das Staatsziel des Umwelt-
schutzes. Die Genehmigungsfähigkeit liegt vor bei ➀ fachgerechte Installation ➁ Beachtung des 
Brandschutzes ➂ baurechtlicher Zulässigkeit ➃ keine optische Störung vorliegt und ➄ ein leichter 
Rückbau möglich sei. 
 
 
 
5. Genehmigungskriterien: 
Sollte sich ein Vermieter mit dem Gedanken tragen, den Mietern die Installation von PV-Minianlagen 
zu genehmigen, sollte dieses mindestens von folgenden Voraussetzungen abhängig gemacht werden: 
 
➀ Nachweis der baurechtlichen Zulässigkeit durch den Mieter, 

➁ genaue Beschreibung des Umfangs der zu installierenden Anlage (Anzahl der Panels mit ge-
nauer Maßangabe und Befestigungsart, Anschluss an das Stromnetz durch Installation eines 
Zweirichtungszählers oder Betrieb zum Eigenverbrauch, 

➂ keine optische Störung des Gebäudes, 

➃ keine Störung anderer Bewohner und Nachbarn, 

➄ keine Verschlechterung der Gebäudesubstanz durch Eingriff in Substanz (Kabelführung), 

➅ fachmännische Installation (Unternehmerbescheinigung) 

➆ Erläuterung, dass Anlage leicht rückbaubar ist, 
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➇ Nachweis einer Haftpflichtversicherung zur Abdeckung von Personen- und Sachschäden im 
Rahmen der zu übernehmenden Verkehrssicherungspflicht durch Vorlage des Versicherungs-
scheins (Schäden, die durch den Betrieb und durch nicht fachgerechte Installation der Anlage 
entstehen; Abtretung von Ansprüchen gegen die Versicherung an geschädigten Vermieter), 

➈ Zusätzliche Kaution zur Absicherung der Rückbaukosten, 

➉ Ergänzung des Mietvertrages und Ausschluss von Verwendungsersatzansprüchen des Mieters 
gegen den Vermieter 

 
Zudem müssten wohl wegen der Gleichbehandlung der Mieter Genehmigungskriterien festgelegt wer-
den. Gleichzeitig dürfte für die Überwachung des Vermieters nicht auszuschließen sein, denn die 
Übertragung der Verkehrssicherungspflicht verlangt eine Kontrolle des Vermieters. 
 
 
5. Gesetzesänderung: 
Steckersolargeräte sollen in den Katalog der privilegierten baulichen Veränderungen in § 554 BGB 
aufgenommen werden. Mieter sollen künftig einen Anspruch auf Duldung der Modernisierung auf ei-
gene Kosten haben. 
 
 
 
6. Vertragsergänzung: 
 
--------------------------------------------------- 

Anlage Nr. …. zum Mietvertrag 
 
Zwischen 
 

…………………………………………….. 
 
……………………………………………..   - der Vermieter - 

 
 
und 
 
 

…………………………………………….. 
 
……………………………………………..   - der Mieter - 

 
 
wir folgendes vereinbart: 
 
Zwischen den Parteien besteht nach Maßgabe des schriftlichen Mietvertrages vom …………….. ein Mietverhält-
nis für die Wohnung im …… OG des Anwesens ……………………………………………… . Der/die Mieter wollen 
auf eigene Kosten zur Stromerzeugung an ihrem Balkon eine sog. Steckersolargerät installieren. Das ist eine 
bauliche Veränderung. Hierzu erteilt der Vermieter unter folgenden Bedingungen seine Zustimmung: 

1. Der Mieter erbringt vor der Ausführung den Nachweis der baurechtlichen Zulässigkeit seitens der zustän-
digen Baubehörde. 

2. Der Mieter darf maximal …. Panels mit einer Größe von …….. mm * …… mm an dem Balkon anbringen. 
Die Anbringung hat fachgerecht wie nachfolgend beschrieben zu erfolgen : 
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………………………………………………………………………………………………………………. 

………………………………………………………………………………………………………………. 

Der Anschluss an das Stromnetz erfolgt  

 durch Installation eines Zweirichtungszählers oder  

 Betrieb zum Eigenverbrauch. 

3. Der Mieter trägt Gewähr dafür, dass von der Installation keine optische Störung des Gebäudes und keine 
Störung für andere Bewohner des Gebäudes oder Nachbarn ausgeht. 

4. Bei Eingriffen in die Gebäudesubstanz etwa zur Kabelführung ist vor der Ausführung das Einvernehmen 
zwischen Mieter und Vermieter über die Art und Weise der Installation herbeizuführen. Die Installation 
selbst ist durch ein Fachunternehmen auszuführen (Unternehmerbescheinigung). Hierbei ist die Erklärung 
des Unternehmers einzuholen, ob ein Rückbau ohne verbleibende Schäden der Gebäudesubstanz mög-
lich ist. 

5. Der Mieter hat für etwaige Personen - oder Sachschäden vor Beginn der Installation den Nachweis einer 
Haftpflichtversicherung im Rahmen der zu übernehmenden Verkehrssicherungspflicht durch Vorlage des 
Versicherungsscheins (Schäden, die durch den Betrieb und durch nicht fachgerechte Installation der Anla-
ge entstehen) zu führen. Soweit Schäden bei dem Vermieter entstehen, tritt der Mieter Ersatzansprüche 
gegen die Versicherung an den geschädigten Vermieter ab, der die Abtretung annimmt. Vor der Installati-
on zahlt der Mieter an den Vermieter zur Absicherung der Rückbaukosten eine Kaution in Höhe von 
€ ……………. . 

6. Die Parteien schließen das Bestehen von Verwendungsersatzansprüchen des Mieters gegen den Vermie-
ter aus. 

7. weitere Vereinbarungen: …………………………………………………………………………………………….. 

………………………………………………………………………………………………………………. 

………………………………………………………………………………………………………………. 

………………………………………………………………………………………………………………. 

 

 

……………, den …………………. _______________________________ 

 

 

 

 

     _______________________________ 

 
 
--------------------------------------------------- 


